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173. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
16. April 1985 betreffend den Geltungsbereich
des Abkommens über die Errichtung eines
Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet

des Zollwesens samt Anhang

Nach Mitteilung der belgischen Botschaft in
Wien haben nachstehende Staaten ihre Beitrittsur-
kunden zum Abkommen über die Errichtung eines
Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des
Zollwesens samt Anhang (BGBl. Nr. 165/1955,
letzte Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 192/1983) hinterlegt:

Staaten Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde

China 18. Juli 1983
Guatemala 22. Feber 1985

Sinowatz

1 7 4 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
16. April 1985 betreffend den Geltungsbereich
des Vertrages über das Verbot von Kernwaf-
fenversuchen in der Atmosphäre, im Weltraum

und unter Wasser

Nach Mitteilung der Regierungen der Vereinig-
ten Staaten von Amerika, des Vereinigten König-
reiches von Großbritannien und Nordirland und
der Sowjetunion haben folgende weitere Staaten
ihre Beitrittsurkunden zum Vertrag über das Ver-
bot von Kernwaffenversuchen in der Atmosphäre,
im Weltraum und unter Wasser (BGBl.

Nr. 199/1964, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 232/1979) hinterlegt:

Staaten
Datum der Hinterlegung

der Beitrittsurkunde

Demokratische Volksrepublik
Jemen 1. Juni 1979

Unabhängiger Staat Papua-
Neuguinea 13. November 1980

Volksrepublik Bangladesch 13. März 1985

Sinowatz

175. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
30. April 1985 betreffend die Ratifikation des
Europäischen Übereinkommens über die

Rechtshilfe in Strafsachen durch Island

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat Island am 20. Juni 1984 seine Ratifika-
tionsurkunde zum Europäischen Übereinkommen
über die Rechtshilfe in Strafsachen (BGBl.
Nr. 41/1969, letzte Kundmachung des Geltungsbe-
reiches BGBl. Nr. 509/1982) hinterlegt.

Island hat anläßlich der Hinterlegung seiner
Ratifikationsurkunde nachstehende Vorbehalte
erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:

Vorbehalte
Artikel 1, Absatz 1

Island wird Rechtshilfe nur in Verfahren leisten,
die auch nach isländischem Recht strafbare Hand-
lungen betreffen.
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Die Rechtshilfe kann abgelehnt werden:
a) wenn die Justizbehörden Islands oder eines

Drittstaates ein Verfahren gegen den
Beschuldigten wegen einer strafbaren Hand-
lung eingeleitet haben, welche zum Verfah-
ren im ersuchenden Staat Anlaß gegeben hat;
oder

b) wenn der Beschuldigte von den Justizbehör-
den Islands oder eines Drittstaates wegen der
strafbaren Handlung, die zum Verfahren im
ersuchenden Staat Anlaß gegeben hat, durch
rechtskräftiges Urteil verurteilt oder freige-
sprochen worden ist; oder

c) wenn die Justizbehörden Islands oder eines
Drittstaates beschlossen haben, wegen der
strafbaren Handlung, die zum Verfahren im
ersuchenden Staat Anlaß gegeben hat, kein
Verfahren einzuleiten oder dieses einzustel-
len.

Artikel 13, Absatz 1

Die Verpflichtung, Auszüge aus dem Strafregi-
ster und auf dieses bezügliche Auskünfte zu über-
mitteln, findet nur Anwendung auf Eintragungen
über die wegen einer strafbaren Handlung in der
betreffenden Strafsache angeklagten Person.

Erklärungen

Artikel 5, Absatz 1

Ein Ersuchen um Durchsuchung und Beschlag-
nahme von Gegenständen kann abgelehnt werden,
wenn die in Art. 5 Abs. 1 lit. a, b und c angegebe-
nen Bedingungen nicht erfüllt sind.

Artikel 7, Absatz 3

Eine Vorladung für einen Beschuldigten, der sich
in Island befindet, muß den zuständigen isländi-
schen Behörden mindestens 50 Tage vor dem für
das Erscheinen festgesetzten Zeitpunkt übermittelt
werden.

Artikel 15, Absatz 6

Alle gemäß dem Übereinkommen gestellten
Ersuchen zur Rechtshilfe in Island sind an das
Justizministerium zu richten.

Artikel 16, Absatz 2

Ersuchen und beigefügte Schriftstücke, die nicht
in isländischer, dänischer, englischer, norwegischer
oder schwedischer Sprache abgefaßt sind, müssen
mit einer Übersetzung in isländischer oder engli-
scher Sprache versehen sein.

Artikel 24

Im Sinne dieses Übereinkommens bezeichnet der
Ausdruck „Justizbehörden" in Island das Justizmi-
nisterium, die Gerichte, die Staatsanwaltschaft und
die Polizeichefs.

Steger

176. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
30. April 1985 betreffend den Geltungsbereich
des Zusatzprotokolls zum Europäischen Über-
einkommen über die Rechtshilfe in Strafsa-

chen

Laut Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates haben Finnland am 30. Jänner 1985 seine
Beitrittsurkunde und Island am 20. Juni 1984 seine
Ratifikationsurkunde zum Zusatzprotokoll zum
Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe
in Strafsachen (BGBl. Nr. 296/1983) hinterlegt.

Finnland hat anläßlich der Hinterlegung seiner
Beitrittsurkunde mitgeteilt, daß die zum Europäi-
schen Übereinkommen über die Rechtshilfe in
Strafsachen abgegebenen Erklärungen und Vorbe-
halte auch für das gegenständliche Zusatzprotokoll
Geltung haben.

Steger

177.

ABKOMMEN ÖSTER-
REICH - EWG

— Der Gemischte Aus-
schuß —

Auszug aus dem Protokoll der
26. Tagung am 13. Dezember

1984

Maßgebende Einheit für die
Ursprungsbestimmung

„Der Ausschuß kommt über-
ein, daß als maßgebende Einheit
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für die Ursprungsbestimmung
jede Ware zu betrachten ist, wel-
che auch für die Tarifierung nach
der Nomenklatur des Rates für
die Zusammenarbeit auf dem
Gebiet des Zollwesens als Einheit
gilt.

Aus dieser Bestimmung ergibt
sich, daß:

1. jede Gruppe oder jede
Zusammenstellung von
Waren, die nach den
Bestimmungen der No-
menklatur des Zollrates
als Einheit unter eine
einzige Nummer einge-
reiht ist, auch für die
Ursprungsbestimmung
als maßgebende Einheit
gilt;

2. bei einer Sendung mit
identischen Waren, die
unter der gleichen Num-
mer der Nomenklatur
des Zollrates eingereiht
sind, bei der Ursprungs-
bestimmung jeder Arti-
kel für sich betrachtet
werden muß."

Im Namen des Gemischten Aus-
schusses:

Der Vorsitzende:
G. Giola

Steger

178.

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREI- EFTA/DC 18/84
HANDELSASSOZIATION

BESCHLUSS DES RATES NR. 18/1984

(in der 20. gemeinsamen Sitzung am 18. Dezember
1984 gefaßt)

ABÄNDERUNG DES ANHANGS B DES
ÜBEREINKOMMENS

DER RAT hat,

gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 des Übereinkom-
mens,

136
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BESCHLOSSEN:

1. Die Absätze 1 bis 4 des Artikels 25, sowie Arti-
kel 25bis des Anhangs B des Übereinkommens ent-
fallen.

2. Anhang B des Übereinkommens wird durch
Hinzufügung des folgenden neuen Artikels 25ter
abgeändert:

„Artikel 25ter

1. Auf Waren, die nur vom EFTA-Übereinkom-
men, nicht jedoch vom Freihandelsabkommen zwi-
schen der Gemeinschaft und dem jeweiligen einfüh-
renden EFTA-Mitgliedstaat erfaßt sind, kann die
Zollbehandlung der Zone nur angewendet werden,
wenn sie die Voraussetzungen dieses Anhangs
erfüllen und wenn für sie eine Bescheinigung
EUR. 1 oder ein Formblatt EUR. 2 ausgestellt
wurde, aus denen hervorgeht, daß sie ihre
Ursprungseigenschaft ausschließlich in EFTA-Mit-
gliedstaaten erworben haben und daß jede zusätzli-
che Be- oder Verarbeitung dort erfolgt ist.

2. Die in Absatz 1 vorgesehene Eintragung ist
durch den Vermerk „EFTA" im Feld 7 der Beschei-
nigung EUR. 1 beziehungsweise des Formblattes
EUR. 2 vorzunehmen."

3. Anmerkung 9 der Beilage 1 zum Anhang B des
Übereinkommens wird wie folgt abgeändert:

„Anmerkung 9 — zu Artikel 25ter

Der Begriff „Zollbehandlung der Zone" ist in der
im Übereinkommen gegebenen Definition zu ver-
stehen."
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4. Anmerkung 10 der Beilage 1 zum Anhang B
des Übereinkommens entfällt.

5. Dieser Beschluß tritt am 1. Jänner 1985 in
Kraft.

6. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Beschlus-
ses bei der Regierung Schwedens hinterlegen.

Steger

179.

(Übersetzung)

FINNLAND-EFTA FINEFTA/DJC 10/84
ASSOZIATION

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN
RATES NR. 10/1984

(In der 20. gemeinsamen Sitzung am 18. Dezember
1984 gefaßt)

ABÄNDERUNG DES ANHANGS B DES
ÜBEREINKOMMENS

DER GEMEINSAME RAT hat,

gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Assoziie-
rungs-Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:

1. Der Beschluß des Rates Nr. 18/1984.*) ist
auch für Finnland bindend und auf die Beziehun-
gen zwischen Finnland und den anderen Parteien
des Assoziierungs-Übereinkommens anzuwenden.

2. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Beschlus-
ses bei der Regierung Schwedens hinterlegen.

*) Der Beschluß Nr. 18/1984 des Rates der Europäi-
schen Freihandelsassoziation ist unter BGBl.
Nr. 178/1985 verlautbart.

Steger
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